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Thomas Alexander Peters 

Defensivmedizin durch Rechtsunsicherheit 
im Arztstrafverfahren? 

Dieser Beitrag ist der zweite Teil des Aufsatzes "Defensiv­
medizin durch 1300m der ArztstrafverE1hren;", erschienen 
in MedR 20()2, 227-231. Der Ver6sser legt den 13eitr:1gen 
statistisches Material zugrunde, das im Rahmen der Aus­
\\Trtung s:imtlicher 13ehandlungsfehlerverf:1hren bei der 
Staatsam\"altschaft Düsseldorf in den Jahren Mitte 1902 bis 
Ende 1006 erlangt und in der Monographie "Der straf­
rechtliche Arzthaftullgsprozeß - eine empirisch-dogma­
tische Untersuchung in kriminalpolitischer Absicht" veröf­
fentlicht \Hlrde. 

Die Darstellung des Risikos einzelner Angehöriger ver­
schiedener Fachgruppen, in ein strafi'echtliches Ermitt­
lungsvert~1hren invokiert zu werden, erfolgte im ersten 
T eil: außerdem \vurden l3ehandlungsfehlervorwürfe analy­
siert und kategorisiert. Schließlich kam der Verfasser zu 
dem Ergebnis, daß die Wahrnehmung von Verf1hren ge­
gen Arzte zwar geschjrft sei, jedoch zumindest nicht über­
regional eindeutig von einem 1300m der Arztverflhren ge­
sprochen \verden könne, der Ddcnsinnedizin zur Folge 
lütte. 

Dieser 13ein'ag intormiert über Gang, Dauer und Aus­
gang der ErmittlungsH-r6hren am Landgerichtsbezirk Düs­
seldorf und \'ergleicht mit anderen Erhebungen, um einen 
Eindruck zu erlangen, wie sich die Situation überregional 
darstellt. 

Wie im ersten Teil angekündigt, gilt das Augenmerk zu­
dem der l3eurteilung der Rechtssicherheit, die von einem 
13ehandlungsz\vische~1t~I11 betroffene Ärzte en\'3rten kön­
nen. 

I. Situation der Ärzteschaft 
iITl Landgerichtsbezirk Düsseldorf 

I. Der Gall,;; des 1:'nllittiIlll,\!,\'I'cI1:dm'lls 
Die Einleitung der Ermittlungsverfahren durch die Staats­
amvaltschaft setzt voraus, daß diese Kenntnis von einem 
Sachverhalt erlangt, der eine Straftat \'erwirklichen könnte, 
mithin den Anfll1gs\'erdacht begründet. Neben der Infor­
mation der Staatsal1\\'altschaft durch die betroffenen Patien­
ten oder deren Angehörige verschafften in 2 % der Ermitt­
lungsver6hren Mitarbeiter und Kollegen der Staatsanwalt­
schaft Kenntnis: ~ %, der VeIi~1hren lag ein Hinweis durch 
einen Anonymus zugrunde. Erbhrungsgenüß handelt es 
sich auch hier in \'iclen Elllen um Anzeigen aus dem ~1rzt­
lichen Umfeld. 

Davon zu unterscheiden ist die Stellungnahme des letzt­
behandelnden Arztes in den Fjllen, in denen die Todesur­
sache "unbekannt" oder "unnatürlich" war. Unter Einbe­
ziehung dieser F:I1lgruppe ergibt sich ein Anteil von ca. 
einem Viertel I . 

l).l eine Entscheidung der Staatsanwaltschaft aufgrund 
der vorliegenden Inlormation in aller Regel unzureichend 
\v:1re, folgen Ermittlungen, die unter Beachtung der Nrn. 
-Ia und 8 RiStBV den Beschuldigten noch nicht einbezie­
hen müssen, bis die Vernehmung yon Zeugen den An­
E1Ilgsvercbcht erh:irtet. 

So ist es zu erkEiren, daß in ~() %, der Ermittlungsverbh­
ren Zeugenvernehmungen \'ernigt wurden, in der H~1lfte 
der Verflhren die Vernehmung sachverst~1ndiger Zeugen 
(Arzte). In -t() 'X, erfolgte die Beiziehung diyerser behörd­
licher Unterlagen sO\\'ie Gutachten. Viele Ver[1hren konn-

ten bereits nach diesen Ermittlungen eingestellt werden: so 
waren Zeugen beispielsweise oftmals sp:iter nicht mehr be­
reit, eine Aussage zu machen. 

Dagegen wurde in nur -10 % der Verfahren die 13eschul­
digtenvernehmung angeordnet. 

I n jedem dritten Fall ließ sich die Durchführung Hll1 

Z\\'3ngsmaßnahmen (Durchsuchung, l3eschlagnahme) nicht 
\'ermeiden, die beim zust~1ndigen Amtsgericht beantragt 
\yurde. 

2. Dic En/lilllli/lgsC/;I(clJ/lissc 
Ohne behandlungstehlerbezogene Ermittlungen konnten 
Verfahren ueeren ~3 von 205 l3eschuldi uten eineresteIlt \yer-

b b b ~ 

den; die Einstellung erfolgte aus anderen Gründen wie 
etwa VelJ~ihrung. 

Ermittlungen in den übrigen Verfahren ergaben einen 
Behandlungs- und/oder Aulkbrungsfehler in jedem ninftcn 
Fall. Die Frage der Kausalit:it nir den tatbesondsnüßigen 
Erfolg ließ sich jedoch nicht immer beant\\orten. In insge­
samt 56 Fällen \vurden Behandlungsfehler, Kausalit~1t und 
EJiolg nir möglich gehalten, die I~otwendige l3e\\'Cisnih­
rung gelang jedoch nicht. So stellte der beauftragte Gutach­
ter in einem Verfahren eine Falschbehandlung fest, die mit 
Sicherheit zum tatbestandsm:ißigen Erfolg tiil;rte; dennoch 
mußte das VerE1hrencingestellt werden, denn nur eincr der 
z\yei beschuldigten Arzte kam als T~1ter in Betracht - wei­
cher, ließ sich nicht ermitteln. 

3. Ocr Vc!1:1/irc/lsa!Jsc/illlf! 
Die Abschluflverfiigungen in den Ermittlungsyerf1hren, die 
zwischen Juni 1992 und Ende 1906 anh:ingig wurden. stei­
len sich \\'ie folgt dar: 

Absch I uß\'erfii O'un (T b b 

Anklage, Strafbefehl 
§ 153a StPO 
§ 153 StPO 
§ 170 II StPO (recht!.) 
§ 170 II StPO (tats:ich!.) 
§ 205 StPO 

Anteil an Beschuldigten 

() 'y" 

6% 
-t% 
9% 

~() % 
1% 

Ersichtlicherweise wurde der ganz über\\'iegende Anteil 
der Straf\'erE1hren eingestellt, ohne den Beschuldigten zu 
sanktionieren. 

Zu 0 % erfolgte die Einstellung aus rechtlichen Gründen 
(ohne ne bis in idem), zu SU % konnte eine StrJftat zumin­
dest nicht mit der tlir eine Anklageerhebung ertorderlichen 
Wahrscheinlichkeit nachge\yiesen \yerden. In zwei Eillen 
(1 'X,) mußte das Verbhren yorläutlg eingestellt werden, da 
sich der(-selbe) beschuldigte Arzt inzwischen in das eu­
ropjische Ausland abgesetzt hatte und dort praktizierte. Das 

Rechtsan\\'alt Dr. illr. 11/011/<1" Alex<I/lI!er Perer". 
Fachall\\'alt tlir Strati·echt. Rechts,\mnltssozicör Dr. Feters & NClIIllallil. 
Friedrich-Ebert-Ring 39. ])-561168 Koblenz 

1) V gl. auch p(l!.~('Jf(r. Arzt lind Strati·echt. 1981. S 5-L 
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Auslictcrl1ngsyerhhrcn nach § 68 II, III IRG wurde nicht 
angestrengt. da der Aufwand unverh~iltnismäßig ge\yesen 
\y:ire. 

Der Anteil der Verflhren. in denen dem Beschuldigten 
eine Geldzahlung oder die Erbringung einer gemeinnützi­
gen Leistung c1Llferlegt wurde (§ 153a StPO) oder die \ye­
eren <>erino'er Schuld eirwestellt \yurden (§ 153 StPO) 
beLiuft sich auf 1() %" Di~ Buße betrug dl;rchschnittlicl~ 
])M 6,()()(), 

-f. Die r 'C/j;J!/rclIsdaIlCl' 

[m Rahmen der Erhebung der Verfahrensdauer stellt sich 
das Problem der Ein beziehung noch anhängiger Verf:lhren. 
Deren Einbeziehung hat zur Folge, daß die gewonnenen 
Daten nur \'orbufiger Natur sind und monatlich hätten an­
gepaßt \\'erden l1lü~sen; dagegen hat die mangelnde Einbe­
ziehung eine erhebliche Verschönerung der Daten zur 
Folge. da mitunter sehr langwierige VerElhren nicht be-
rücksichtiert \\-erden L L 

Ohne Einbezieh~lI1g anh:ingiger Verfahren betr:igt die 
durchschnittliche VerElhrellSdauer je Beschuldigtem zehn 
Monate. Bezogen auf die Verfahren. die unter den einzel­
nen Aktenzeichen getlihrt werden, ergibt sich eine Dauer 
\'on acht Monaten. 

35 der im untersuchten Zeitraum eingeleiteten Verfah­
ren waren Ende 1 ')l)() noch anhängig, und zwar durch­
schnittlich seit 2() Monaten. Unter Einbeziehung dieser 
Aktenzeichen verbngert sich die Durchschnittsdauer yon 
acht auf zehn Monate. 

Besch\\'erde- und KlageerzwingungsverElhren, die häufig 
angestrengt wurden. sind bei der Erhebung der Verflhrens­
dauer nicht berücksichtigt \\'orden, da diesen ausnahmslos 
der Erfolg \-ersagt blieb. 

Doch \\'elche Faktoren haben \vesentlichen Einfluß auf 
die Ver6hrensdauer' 

Schon der VI. Zi\'ilsenat des BGH stellte Ende der 
1 ,)5()er Jahre lest, daß die langen Verfahrenslaufzeiten von 
mitunter zehn Jahren durch eine Vielzahl an Behandlungs­
fehlcrgutachten bedingt waren, die zum 13eweis f\.ir das 
Vorliegen einer haftungsbegründenden f:lhrlässigen Körper­
H'rletzung eingeholt \vorden sind. 

Die Einholung derartiger Gutachten versuchten die Ge­
richte dadurch zu umgehen. daß die mangelnde Aufkbrung 
des Patienten zum hattungsbegründenden Vorwurf einer 
Körperverletzung gemacht wurde. Damit ging die Ausdeh-
1ll1l1g der AufkLirungspflichten einher. Die mangelnde Auf­
kLirung als Verstoß gegen das Selbstbestimmungsrecht des 
Patienten Lißt die Eimvilligung llir die tatbestandsnüßige 
Körperverletzung. die der ärztliche Eingriff in der Regel 
darstellt. entfallen und hat unter strali:echtlichen Gesichts­
punkten die Verwirklichung der vors:itzlichen Körperver­
letzung zur Folge. 

])urch diese Verlagerung konnten die VerLlhrenslaufzei­
ten erheblich abgekürzt werden, denn dieser Nacll\veis be­
durfte keiner aul\\'endigen 6chspezifischen Gutachten. son­
dern lediglich pr~iziser Sachyerhaltsermittlung, 

Dieser Unterschied in der VerfahrensLinge konnte auch 
im Ermittlungsverühren beobachtet \verden. 

Die Ermittlungen \vegen des Verdachtes der Körperver­
letzung (§ 223 StG B) und geührlichen Körperverletzung 
(§ 22-1 StGB) dauerten durchschnittlich acht Monate an; 
nur llinf Monate \v,ihrten die Ermittlungen wegen des Vor­
\\'lllis eines Unterbssungsdelikts (§§ 323c; 223, 13 St(13), 
Die Anzahl der Je Verühren eingeholten Gutachten belief 
sich auf 0.1 bzw. 0,3. 

Wurde dagegen \wgen ElhrEissiger Körperverletzung 
(§ 229 StGB) oder ElhrEissiger Tötung (§ 222 StGB) ermit­
telt. so \\'urden für das Verfahren durchschnittlich 0,-1 bzw, 
1,3 Gutachten angefertigt und die Einstellung erfolgte erst 
nach elf bzw, zehn Monaten. 

Interessante Ergebnisse lietert auch die VerClhrensdauer 
in Abhängigkeit von der Beauttragung eines Guuchters 
und von der Abschlußvertligung: 

EV mit GA 
EV ohne Gutachten 
§§ 153 ff StPO 
§ 170 II StPO 

Anzahl der Gutachten 
(GA) I Verl3hren 

1.7 
(I 

1.1 
O.() 

[ )auer 
(MoIure) 

Die mehrmonatige Dauer von dn vorEiutlgen Einstel­
lung gem. § 153a StPO bis zur endgültigen Einstellung 
nach Zahlung der Geldbuße wurde nicht mit in die Erhe­
bung einbezogen; denn für den Zahlungszeitraum besteht 
eine gesetzliche Schwankungsbreite von 1-6 Monaten, 

AufSchlußreich bei Betrachtung der Verfahrensdauer ist 
zudem, die 26 %, der Verfahren :llIßer Betracht zu lassen, 
die binnen kürzester Zeit - n:imlich innerhalb von drei 
Monaten - eingestellt werden konnten. Die Verfahrensbn­
ge steigt in Ablüngigkeit \'0111 Tat\'on\'llrf \vie folgt: 

§§ des StGB Dauer Dauer 
sämtlicher EV exklusive EV 
in Monaten von ()-3 Monaten 

§ 222 l() 1-1-,25 
§ 22') lL 17,-t 
§§ 223, 22-1- S 12 
§§ 323c: 
223, 13 5 7 

IL Situation der Ärzteschaft außerhalb 
des Landgerichtsbezirks Düsseldorf 

Den Verfahrensabschluß betreffend. unterscheiden sich die 
Abschlußverfligungen ZU111 Teil erheblich \'on denen ande­
rer Staatsamvaltschaften. 

1. Frall~(ltrt l.vIaill 

Hier sclützte der Sachbearbeiter einer Abteilung. in der 
ArzthaftungsverÜhren bearbeitet werden, den AIIt~il an Er­
ledigungen nach § 153a StPO auf ca. 6() %,. w:ihrend der 
Sachbearbeiter eines anderen Dezernates unter 1 () %, der 
Ertnittlungsverf:lhren gegen Geldauthge eillStellte. 

2, Sfaafsa/ll/laltscl!ati A!lCI!Cllc 

Die StA Aachen erhob in 6 %, der dort bearbeiteten Ver­
fahren die öffentliche Klage. In einem weiteren Prozent der 
Verfahren erging Strafbefehlsantrag, 

Die Quote der Einstellung gegen Geldaullage belief sich 
auf 3 'X" \vegen geringer Schuld \vurde 1 '% der Verühren 
eingestellt. 

Die Einstellungen nach § 17() LI StPO \\'aren mit H7 % 
ähnlich hoch wie in Düsseldorf 

3. Erl!clJ/lll,gcll !lllderer Vcrfcid(~cr 

Dsclll!cil1lcr veröffentliche die Statistik seiner Verteidigung 
in Behandlungsfehlerveti3hren '. Hier wurden lediglich 60 % 
der Verfahren nach § 170 II StPO eingestellt. ""ihrend eine 
Geldbuße nach § 153a StPO in 1-1- 'X, der Eille festgesetzt 
\vurde. [n last einem Viertel der Verfahren \vurde Anklage 
erhoben, wobei jedoch gut 5 % der Vert:'lhren nicht erötf ... 

2) Vgl. 5"lh,,1'''. Arztstratl'echtlichc EnnittlullgwLTt:lhrell in Aachcn, 
19H5, 

3) V gl. U.<cII"l'illlcr. MedR, I ()H7, 2(l/ tT. 
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net \vurden und 6 'X, eine Einstellung nach § 153a StPO 
nach Anklageerhebllng ertllhren, Ein Strafbefehl erging in 
:2 % der Eille, Wurde die Hauptverhandlung eröffilet. so 
ertolgte eine Verurteilung zu -1-3 %, 

III. Zweifel am Rechtsstaat aufgrund mangelnder 
Rechtseinheitlichkeit 

Der nicht juristische Prozeßbeobachter mag sich aufgrund 
der hohen Einstellungsquote zu der Aussage verleiten las­
sen, daß sich Mediziner bei 13ehandlllngstehlern seltenst 
strafi'echtlich fLir ihr Handeln \'erant\vorten müssen. 

Bei ,olchen Auss,lgen \vird \'erkannt, daß das Straf"\'elfah­
ren bereits vor einer Verurteilung in der Haupt\'erhandlung 
sein sclüdigendes Potential entt~lltet, das sich in persönlichen 
und wirtschaftlich nachteiligen Konsequenzen f\.ir die be­
troffenen Arzte otfenbart. Dieser Aspekt wurde sogar von 
seiten der Staatsamvaltschaft kritisch beurteilt. 1\'Cl/lIl<1/111 
t"lihrte aus, "dieses V erbhrcn (habe) den ganz unerwünsch­
ten 13egleitcffekt, daß es über die rechtliche Sanktion hinaus 
den Arzt ul1\'erlültnism5ßig belastet und herabwürdigt,q 

Diese persönlich belastende Wirkung bßt sich statistisch 
nicht erEmen. Angst \'or dem öffentlichen Teil des Strat"\'er­
Llhrt'llS, die Unge\\'ißheit der strafrechtlichen. Ahndung und 
der Sanktionierung des beruEgerichtlichen Uberhangs \vir­
ken sich z\vang,bufig auf das ~irztliche Wirken aus, Der Arzt 
\\'ird verunsichert und vorsichtig, er klammert sich an 
Richt- und Leitlinien und bßt sich von der Bürokratie statt 
von seinem medizinischen Sachverstand leiten. Eine Folge, 
unter der seine Patienten ebenso wie der von einem VerLlh­
ren betroffene Arzt zu leiden haben und die um so augen­
scheinlicher zu Tage tritt, je Linger das VerElhren andauert. 

Die,e negativen Auswirkungen werden verstärkt, \venn 
der Arzt Kenntnis von Verbhrensabschlüssen in anderen 
Landgerichtsbezirken erlangt. Herrscht dort eine rigidere 
"Verurteilungspolitik" , so belastet ihn der ungewisse Aus­
gang seines Verbhrens unangemessen stark; \vurde ~llldern­
~rtSL ein vergleichs\veise mild';:s Urteil oder gar eine Verfah­
renseinstellung erZIelt, so weicht die Erwartung der zu ahn-

MITTEILUNGEN 

Pressemitteilung des Bundesarbeitsgerichts 

Bereitschaftsdienst als Arbeitszeit -
Beschlüsse v. 13. 2. 2003 

Die 13eteiligtcn strciten über die Wirksamkcit einer 13etriebsvereinb.l­
rung zur Schicht- und })iel1stpbnullg. I )er Arbeitgeber ist ein Kreis­
"erb,lIld des Deutschen R.oten Kreuzes. Er betreibt im Landkreis 
Rott\\"eil dell Rettungsdienst. Im Jllluar 1 ':J':J6 schloß er mit dem 13e­
tncbwat eint' 13etrieb"i\"t'rcinb,lrung. in der Arbeitszeiten vorgesehen 
sind, die sich unter Einbeziehung \'on 13ercitschafi:sdienst auf mehr ,lls 
-+:-i Stunden in der Wochc beLn;fen. Der 13etriebsrat hat die Feststel-
1ung begehrt. daß die 13ctrieb'i\-ereinbarullg llll\\"irk'ianl sei. Eint' Wo­
chenarbcit'izcit \"on lnehr ,li, .fH Stunden "ci unzuLissig. DJS Arbcit'igc­
richt hat dein Antr.lg "LIngegeben. 

Die SprL!ngrcchtsbesch\\"erde des Arbeitgebers hatte \'or dem Ersten 
Sen.n des 13undes.1rbeitsgerichts Ertolg. l).1S deutsche Arbeitszeitgesetz 
Ijßt die streitige Arbcitszeitregelllng zu. Allerdings begrenzt die EG­
Arbeitszeitrichtlinie ()3. 111-+ "om ~.l. No\'t'mber 1 ':J':J3 die durch­
schnittliche Wochelurbeitszeit auf -+:-i Stunden. Auch ist 13ereitsc1ufi:s­
dieme. \\':ihrend dessen die Arbeitnehmer in den R,iumlichkeiten des 
Arbeit~cbcrs an\yeselld ,ein n1Ü'i"cll. il11 \'ollen zeitlichen Ul11{;lng Ar­
beitszeit im Sinne der l<"ichtlinie. Dies hat der Europ;iische Cerichts­
hof mit Urteil ,'on! 3. Oktober ~IIIIII ("Sl.\HP") im Zus.mlmenh.1ng 
mit dem 13ereitschafi:sdiemt sp,mischer Ärzte entschieden. Dabei h,n er 
nicht .lLlf n.1tion.de oder berut,spezitische Besonderheiten .1bgestellt. 
1 )ie Entscheidung ist desh.1lb auf andere 13erufsgruppen und alle Mit­
gliedstcuten übertragbar. ohne daß es einer erneuten Anrufung de'i 
Europ:iischcn Cerichtshot, bedürftc. D.ls deutsche Arbeitszeitgesetz 

denden Tat dem Gd"lihl der persönlichen Verf()lgung. 
Damit einher gehen Unverst~indnis und der Verlust des 
Vertrauens in den Rechtsstaat. 

Die Förderung bundes\veiter und nicht lediglich 1m 
Landgerichtsbezirk einheitlicher Verbhremabschlüsse \\";ire 
daher im Interesse \'on Patienten und Arzteschaft geboten, 

Die \'orherrschenden Unterschiede sind bedingt chrrch 
den großen Ermessensspielraum, der den sachbearbeitenden 
Staatsal1\\'5lten hinsichtlich der Abschlußvert"ligung und den 
Gerichten im Hinblick auf das Strafinaß einger;iumt \\'ird. 

Von einer relativen Gerechtigkeit des Vert~lhrellS kann 
et\va dann nicht mehr gesprochen \verden, \\'enl1 im Lllld­
gerichtsbezirk einer Staatsanwaltschaft der Vorwurf einer 
fahrlässigen Körperverletzung drei mal hintereinander gell1, 
§ 153a StrO eingestellt \\'ird, w~ihrend andernorts bei jhn­
lichen Sachverhalten von seiten der Staatsal1\\'crltschaft Hafi:­
befehl wegen FluchtgeElhr bei der Großen Strafkammer 
beantragt \\"ird und neben der Verh;ingung eines 13erutsn~r­
botes über eine Freiheitsstrafe nachgedacht \\ire!, die kaum 
noch be\\'ährungsfähig ist. L 

Aufgrund des \\"eitreichenden Erml'ssemspielraull1s \\":ire 
eine regelm3ßige Fortbildung solcher Sachbearbeiter der 
Staatsanwaltschaften und Gerichte \\'ünschellS\vert, die l1lit 
arztstrafrechtlichen Verbhren befaßt sind. 

Ebenso w~ire es \'on Vorteil, - sO\\'eit noch nicht gesche­
hen - bei den Staatsanwaltschaften Abteilungen zu bilden, 
die sämtliche nichtfiskalischen Arzthaftungssc;chen bearbei­
ten. Auch bei den Gerichten w~ire es sinl1\'oll, Arzthaf­
tungssachen im Rahmen der Gesch:iftsverteilung einem 
Spr~lchkörper zuzuordnen. L 

Durch diese organisatorischen Maßnahmen geLinge es, 
ohne einschneidende Gesetzes~inderungen zur bUl1des\\"Ci­
ten Rechtseinheitlichkeit beizutragen und so Rechtsfi'ieden 
auf seiten der betroHenen Patient~n sowie der Ärzte zu er­
zielen, ohne letztere - mehr als ohnehin um'erl1leidbar - in 
die Defensivl11edizin zu drängel1. 

-+) .\'CII 1 11111 II/. Strafrechtliche Gcsichtspunkte, 111: F-licrh,,/~cr u .. /. 
(Hrsg.), Cutaclltcnkolloquium 5, 1 ':J':JII. S. 1 h3. 

genügt den Anforderungen der Ric11tlinie nicht. Es rechnct ZCltCIl 
des 13ereitschaftsdienstes. in denen der Arbeitnehmer nicht t.m:ichlich 
,lrbeitet, der Ruhezeit zu. Eine .mdere, europarechtskontl.1rme Ausle­
gung des Arbeitszeitgesetzes ist nicht lllÖglich. Bei elllt'r ein\chrjn­
kungslosen 13e1undlung des 13ereitsch.tfi:sdienstes .1Is Arbeitszeit lütten 
"erschiedene Vorschritten des Gesetzes (et\\".l § :; Abs. _1 und § 7 Abs. ~ 
Nr. 1) keineIl All\\'endllngsbereich l11ehr: "ie \\'lüdell nicht ,Iu-;gekgt, 
sondern .1ufc;ehoben. Das ist den Gerichten \·er\\"ehrt. Trotz ihrer Un­
"ereinbarkeit mit den Vorgaben der Richtlinie sind die betret1i.'ndcn 
I-tegelllngen des Arbeitszeitgesetze'i deshalb \yeiterhin anzl1\\Tl1dcll. 
Eine EG-Richtlinie begründet Umsetzungsptlichtell tLir die Mitglied­
suaten; in1 V erh;iltnis z\Yischen pri\'atcn Arbeits\'ertr<lg'lp<1rtcicll I"t ",ie 
nicht un1l1ittelbctr .1l1\\"endbar. Et\\.1S anderes kommt nur im Verh:ilt­
nis zum Sta.nlichen Arbcitgeber in Betracht. Ein solcher ist d.1S I kut­
sche Rote Kreuz nicht. 

B/llldcs"r"ciL\~criclll, H('.,·c/Ii. P. 18.2.2003 - I .~BR 2 02 

.~rbcit.\~('ri("t Fr('itJlIl:~ - K,1I1l1l1(,f"II I ·illill,~(,Il-Sdlll'(,II/1i/lgcll-. 
Besc/Ii. 1'. 28. 1/.2001- 12 BI' I!OI 

Hillll'cis: 

In einem \\'eiteren VerEthren hatte der 13etriebsrat ein,'s Krankenh.1u­
ses einen Verstoß betrieblicher Arbeitllregclungen gegen die I-:z.icht­
linie ':J31 1 O .. /EG geltend gemacht. Der Scn,n h,n einen solchcn V cr­
Iltof) verneint. \veil die angegritTenen 13etrieb'l\'ercinbclrungen bloße 
R.lhmenregclungen fLir konkrete DienstpLine enth,lIten und eine t'u­
roparechtskonforIne Ull}scrzullg zllLlssen. 

Blllldcsilrbcir_\~crichr, Hesc/Ii. 1/. 18. 2. 2003 - I .-1 BR I~, 02 

Lllldesilrbcir,:~crirlif F-Iall/li/llg. Bescht. I'. 13. 2. 2002 - 8 TdB I' 10 0 I 


	Defensivmedizin durch Rechtsunsicherheit im Arztstrafverfahren DB
	Defensivmedizin durch Rechtsunsicherheit im Arztstrafverfahren
	SekretariatFriApr0408 57 06 [AM]
	SekretariatFriApr0408 57 33 [AM]
	SekretariatFriApr0408 57 51 [AM]


